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Musikausübung verantwortlichen Organe, ergänzend ab­
sichern, daß eine gesellschaftlich erforderliche Übungszeit 
gewährleistet wird.
' Entsprechend den Orientierungen des Obersten Gerichts 

haben die Gerichte folglich richtig durch Einbeziehung der 
Staatlichen Ballettschule, der Erweiterten Oberschule und 
der Musikpädagogen, bei denen die Töchter der Verklagten 
Musikunterricht erhalten, geprüft, inwieweit Möglichkeiten 
vorhanden sind, anderweitige Räumlichkeiten zum Üben zur 
Verfügung zu stellen. Derartige realisierbare und zumutbare 
Übungsmöglichkeiten konnten im Rahmen des Gerichts­
verfahrens bisher nicht festgestellt werden.

Die Gerichte haben jedoch noch' nicht alle Möglichkeiten 
einer umfassenden Sachaufklärung ausgeschöpft, - um be­
urteilen zu können, ob den Interessen aller Beteiligten in 
besserer Weise Rechnung getragen werden kann. Deshalb 
kann auf der Grundlage des bisher festgestellten Sachver­
halts der von den Gerichten vorgenommenen Begrenzung 
ausschließlich auf den Nachmittag bzw. den Abend bis 
19.30 Uhr nicht gefolgt werden.

Aus der Auskunft der Arbeitsstelle des Klägers über 
dessen Einsatzzeiten ergibt sich, daß er mindestens zwei 
Wochen im Monat Frühdienst hat. Auch die Familienange­
hörigen des Klägers sind tagsüber berufstätig oder besuchen 
Ausbildungsstätten. Dazu hätten genauere Feststellungen 
getroffen werden müssen, weil während der Berufsausüb'ung 
des Klägers und seiner Ehefrau den Töchtern der Verklagten 
in bestimmten Zeiträumen ohne weiteres auch vormittags 
Übungsmöglichkeiten eingeräumt werden könnten. Dabei 
muß von den Beteiligten erwartet werden, daß sie in gegen­

seitiger Rücksichtnahme Abstimmungen dahingehend treffen, 
wann unter Berücksichtigung des Schichtdienstes ohne Beein­
trächtigung der Rechte des Klägers und seiner Familienmit­
glieder solche Übungsstunden durchgeführt werden können.

Die Gerichte haben es darüber hinaus auch unterlassen 
aufzuklären, inwieweit im konkreten Fall durch anderweitige 
Maßnahmen Möglichkeiten bestehen, die Geräuschbelästigung 
zu mindern. So wird insbesondere zu prüfen sein, ob durch 
das Umstellen des Instruments in ein anderes als das offen­
kundig unter dem Schlafzimmer des Klägers gelegene Zimmer 
bzw. durch schalldämmende Maßnahmen die durch das Üben 
entstehende Geräuscheinwirkung vermindert oder gar ausge­
schaltet werden kann.

Sollten sich nach entsprechender Beweisaufnahme der­
artige Möglichkeiten ergeben, wird unter Berücksichtigung 
aller Umstände auf eine variablere Gestaltung der täglich 
gewünschten vierstündigen Übungszeit für die Töchter der 
Verklagten zuzukommen sein.

§§ 1, 4,11 PatG.
Für -die Anerkennung der erfinderischen Leistung als Vor­
aussetzung für den Patentschutz reicht es nicht aus, daß eine 
neue technische Lösung ein seit längerer Zeit bestehendes 
gesellschaftliches Bedürfnis befriedigt. Hinzukommen muß 
ein Mindestmaß an schöpferischer und nicht allein fachge­
rechter Weiterentwicklung der Technik.
OG, Urteil vom 28. Januar 1983 - 4 OPB 13/82.
Der Antragsgegner ist Inhaber eines Wirtschaftspatents. Es 
betrifft eine Fahrzeugfeder mit progressiver Federkennlinie 
aus elastischem und dämpfendem Material, bei der mehrere 
Federelemente unterschiedlicher Federkonstante hintereinan­
der geschaltet sind und idas weichere Federelement vor Über­
lastung geschützt ist.

Der Antragsteller hat die Nichtigerklärung dieses Patents 
beantragt und dazu behauptet, es weise gegenüber dem ins­
besondere durch die Patentschrift 408 164 aus dem Jahre 1925 

■’ sowie durch spätere Patentschriften bereits bekannten Stand 
der Technik nicht die erforderliche Eff in dungshöhe auf. Die 
vom Antragsgegner vorgeschlagenen Lösungen seien für 
einen Fachmann aus dem allgemein bekannten Wissensstand 
auf diesem Fachgebiet ableitbar.

Der Antragsgegner hat dem Antrag widersprochen und 
vorgetragen, die vorgeschlagene Lösung unterscheide sich ge­
genüber dem bekannten Stand der Technik, (wird ausgeführt)

Die Spruchstelle für Nichtigerklärung von Patenten beim 
Amt für Erfindungs- und Patentwesen hat das Patent teil­
weise für nichtig erklärt und den Patentanspruch neugefaßt.

Im übrigen hat sie den Antrag auf Nichtigerklärung zu­

rückgewiesen und dazu ausgeführt, das Patent könne inso­
weit aufrechterhalten werden, als ihm ein Vorschlag zu­
grunde liege, der lange Zeit nicht unterbreitet wurde, obwohl 
er seit 1925 aus dem bekannten Stand der Technik ableitbar 
war. Insoweit hätte eine Blindheit der Fachwelt Vorgelegen.

Gegen diese Entscheidung hat der Antragsteller Berufung 
eingelegt und vorgetragen, die bloße Übernahme von be­
kannten bzw. naheliegenden technischen Lösungen aus dem 
gleichen Fachgebiet bedeute nicht schon Überwindung der 
Blindheit der Fachwelt, da mit vergleichbaren Abfederungs­
varianten, aufbauend auf einer Reihe weiterer, auch neuerer 
Schutzrechte, die im Suchfeld gelegen hätten, in der Praxis 
ständig gearbeitet worden sei.

Der Antragsteller hat beantragt, unter Aufhebung der 
Entscheidung der Spruchstelle das strittige Patent für nichtig 
zu erklären.

Der Antragsgegner hat beantragt, die Berufung zurückzu­
weisen.

Die Berufung hatte Erfolg.
Aus der Begründung:
Die Anerkennung einer technischen Lösung mit einem Patent 
setzt voraus, daß sie nicht nur neu, technisch fortschrittlich 
und volkswirtschaftlich benutzbar ist, sondern auch, daß sie 
auf einer erfinderischen Leistung beruht (vgl. W. Huribeck, 
NJ 1982, Heft 2, S. 59 ff., mit den dort angegebenen Literatur- 
ünd Entscheidungsnachweisen). Die Entscheidung der Frage, 
ob eine technische Lösung aus dem bekannten Erkenntnis­
stand ableitbar gewesen ist, ist mitunter schwer zu beant­
worten, insbesondere deshalb, weil die Beurteilung retro­
spektiv und in Kenntnis der betreffenden Lösung vorgenom­
men werden muß. Eine Überlegung in diesem Zusammen­
hang ist, daß es für das Vorliegen einer erfinderischen 
Leistung spricht, wenn der Vorschlag, obwohl dafür seit 
längerer Zeit ein gesellschaftliches Bedürfnis bestand und mit 
ihm ein erheblicher volkswirtschaftlicher Vorteil erreicht 
werden kann, nicht früher unterbreitet wurde, wenn also 
eine sog. Blindheit der, Fachwelt anzuerkennen ist (vgl. 
G. Hildebrandt, NJ 1982, Heft 5, S. 206).

Die Entscheidung der Spruchstelle für Nichtigerklärung 
von Patenten beruht allein auf dieser an sich zutreffenden 
Überlegung. Mit ihr wird aber verkannt, daß diese Über­
legung nur eine Hilfserwägung darstellt und auch bei 
Anerkennung eines gesellschaftlichen Bedürfnisses über eine 
Reihe von Jahren für die strittige Lösung damit nicht ohne 
weiteres und zwingend eine schutzbegründende erfinderische 
Leistung zu bejahen ist. Das setzt vielmehr auch voraus, daß 
mit dem Vorschlag jedenfalls ein Mindestmaß an schöpferi­
scher und nicht allein fachgerechter Weiterentwicklung der 
Technik erfolgt. Das ist hier ungeachtet des mit dieser Lösung 
erreichten volkswirtschaftlichen Nutzens nicht der Fall. Das 
hat die Spruchstelle an sich zutreffend erkannt.

Tatsächlich ist die Mehrheit der Merkmale des angefoch­
tenen Patents bereits aus der Patentschrift 408164 vom
13. Januar 1925 (Abfederung, insbesondere für Kraftfahr­
zeuge) vorbekannt. Zusätzlich dazu hat der Antragsteller im 
Berufungsverfahren auf eine Reihe weiterer neuerer Patent­
schriften und Veröffentlichungen bzw. TGL für die Herstel­
lung derartiger Vorrichtungen zur Abfederung von Fahr­
zeugen und Fahrzeuganhängern hingewiesen, die insgesamt 
als kennzeichnend für den bekannten Stand der Technik auf 
diesem Gebiet zu gelten haben, (wird ausgeführt)

Aus dem dadurch bekannten Stand der Technik ist das 
strittige Patent für einen Fachmann ohne zusätzliche schöp­
ferische Schritte ableitbar, (wird ausgeführt).

Das Schutzrecht kann unter diesen Umständen auch nicht 
mit der Begründung aufrechterhalten werden, die ihm zu­
grunde liegende Lösung sei über mehrere Jahrzehnte von 
der Fachwelt nicht gefunden worden.

Die Entscheidung der Spruchstelle war daher aufzuheben 
und das Patent gemäß §11 i. V. m. §§ 1, 4 PatG im vollen 
Umfang für nichtig zu erklären.

§§ 149, 159, 296 Abs. 1 ZGB.
Beim Verkauf einer Baulichkeit, die auf einem vertraglich 
genutzten volkseigenen Grundstück errichtet worden ist, gel­
ten die Garantiezeiten über den Verkauf beweglicher Sachen. 
BG Frankfurt (Oder), Urteil vom 9. September 1982 — BZB 
24/82.


